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VerlegungderSchulferiengDerStadtschulrathatinseinerletztenVoll-¬
versammlungdenBeschlusgefasst ,andasUnterrichtsministeriummitdem
Antrageheranzutreten ,die grossenSchulferienvonnunabvom1 .Julibis
31Augustanzusetzen.Erliess sichdabeivonderErwägungleiten ,dass
ie Zeit vom1 .bis 15 .Juli mit Rücksicht auf die hohe Temperatursich
zur Unterrichtserteilungnicht eigne ,ferner zogerin Erwägung ,dassseit
Bestandder WienerMessealljährlich andenStadtschulratmitdemdringen-¬
denErsuchenherangetretenwurde ,die Ferienüberden15 .Septemberhinaus
zu verlängern ,umden durch die Messeerhöhten Verkehrnicht nochdurch
dievomLandaufenthaltzurückkehrendenElternundJindernochmehrzube¬
lasten .Durchdie Verlegungder Ferienwürdedie Rückwanderungindie

Tageder zweitenHälfte des Augustfallen ,wpdurchdenWünschendesVer- ¬
kehrsministeriums ohne Einschränkung der Schulzeit entsprochen wird .Der

Stadtschulrat ersucht daher das Ministeriumfür Unterricht diegrossen
Schulferien für das ganzeBundesgebieteinheitlich zu regeln .Sollten

sich Widerständeergeben ,so wärediese Massnahmenur auf Wienzube- ¬
schränken.

- .

Zeitweilige Sperrungder Stadtbibliothek ,Infolge der Uebersiedlungeines
Teilesder Bücherbeständein einenneuenBepotraumbleibt dieStadtbibli-¬
Othekin der eeit vom5 .bis 10 .Februarfür dasPublikumgeschlossen.
DieArbeitsgemeinschaftenwerdenjedochabgehalten .

WIENERGEMEINDERAT.
Sitzungvom1 .Februar1923.

Bgm. Reumanneröffnet dieSitzung .
GR. Broczyner(Soz. Dem. )erstattetdenRechenschaftsberichtunddieBi¬

lanzderZentralsparkassaderGemeindeWienunddesKreditvereinsderZen-¬
tralsparksssapro1921 .DerEinlagenstandbetrug782MillionenKronen ,wäh-¬
rend er gegenwärtig 14 Milliarden ausweist Der Gebarungsüberschuss der
Zentralsparkassabetrug21MillionenKronen.

DieVorlagewirdohneDebatteangenommen.
Fernerwerdendie Posten4 ,5 ,6 ,7 ,8 .9 .10 ,und11nacherstatte-¬

ten ReferatenohneDebattengenehmigt.
GR. Siegel( Soz . Dem. )referiert über die Erhöhungder Baukostenund

die vorschussweise Bestreitung der ausständigen Bundesbeiträge für die

vonder GemeindeimvergangenenJahreausgeführtenWohnungsbautenundüber
das Vohnungsbauprogrammer Gemeindefür das Jahr 1923 .Er führt aus :Wir
habenim vergangenenJahre ein Bauprogrammaufgestellt ,das auch demBunde
vorgelegt wurde .Der Bundhat dieses Programmeingehend geprüft ,genehmigt
und nach langwierigen Verhandlungensich bereit erklärt ,drei Fünftelder
sich ergebenden Baukosten der Gemeindezu ersetzen .Nunsind durch dieun- ¬
geheure Entwertungunserer Kronedie Baukostendieser zehnWohnhausbauten

nicht bei den ursprünglich errechneten Beträgen geblieben ,sondernhaban
sichauf 26 .250 000 . 000Kronenerhöht .Die Gemeindeist immer
rechtzeitig an den Bundwegeneiner der Geldentwertung Rechnungtragen - ¬
denweiterenBeitragsleistung herangetretenundeine solche Leistungwurde
auchzweimalgewährt,dannabereingestellt ,sodassderBundderGemein-¬
de noch . 296 ,890 . 194Kronenschuldet .Die Gemeindehat sich bemühtdas
Ministeriumfür soziale Verwaltungzu veranlassendiese Forderunganzuer-¬
kennen und den Betrag zu bezahlen .Diese Bemühungen sind leider bis heute

erfolglos geblieben .Von den 10 Wohnhausbautenwurden neunvollständig
fertig gestellt undzumgrossenTeilewerdendie neugesthaffenenWohnun-¬
genbereitsbenützt .NureineinzigerBauin derDrorygasse,derziemlich

spätbegonnenwurde,mussteinfolgederWeigerungdesBundesdenZugesag-¬
ten Anteilzu leisten ,eingestellt werden .DieseEinstellunghat auchder
Bemeinderatgenehmigt .Es soll nun vorschussweisedie Gemeindedennot - ¬
wendigenBetragbereitstellen ,damitdieserBaumitgrössterBeschleuni-¬
gung vollendet werdenkann .Am8 .Jänner wurdendie Arbeiten wiederauf - ¬
genommen und es soll nun die nachträgliche Genehmigung erteilt werden .

Ausserdemsoll der Gmmeinderatbeschliessen ,dass die Verhandlungenmit
demBundwegenderBeitragsleistungfortgeführtwerden.

Beider AufstellungdesWohnungsbauprogrammesfür diesesJahrhat
die Gemeindeverwaltungebenfalls angenommen,dass der Bundsowieimver - ¬
gangenenJahreeinenBeitragleistet .NachziemlichsicharenBerechnungen
dürfteder Ertragder neuenWohnbausteuerungefähr36Milliardenausma-¬
chen ,diewiedersoverwendetwerdensollen ,wiediesbereitsimJahre
1922geschehenist .FürdieErhaltungbestehenderGebäudesoll einZehn-¬
tel dieses Betrages aufgewendetwerden ,wobeiaber ausdrücklichdarauf
verwiesenwerdenmuss ,dass diese Summennur zur Wiederherstellungsolche
Wohngebäudeverwendetwerdendürfen ,die voneinemkatastrophalenEreig-¬
nis ereilt wurden .Es wardies auchimvergangenenJahre so ,wodieGe- ¬

meindeein vomEinsturz bedrohtes Haus in der Nattergasse wiederbewohn- ¬
bar machte ,wodurch21 Wohnungergerettet wurden .Es soll weiter einBe- ¬
trag vondrei Zehntelder GesamtsummedesErtragesder Wohnbausteuerfür
Siedlungsbautenverwendetwerden.DabeisolleninersterLiniedieseGel-¬
der jenen Siedlungsbautenzufliessen ,die vor der Fertigstellung stehen .
Eswerdenda ungefähr6 MilliardenKronenerforderlichsein .Hierestli¬
chen . 8MilliardenKronenwerdenfür neueSiedlungshäuserzurVeffügung
gestellt ,wobeizweierleiTypenzur Ausführunggelangen ,Zunächstwerden

Siedlungshäusererrichtet ,derenWohnflücheetwaseingeschränktwerden
soll ,dader Durchschnitssiedlergar nicht in der Lageist ,alleWohn¬
räume zu benützen .Dann sollen auch die Siedlerhütten berücksichtigt wer - ¬
den .Diesesiedlerhüttenstellen vorerstein primitivesWohnendar ,sie
werdenaberderartgebaut ,dassentwederdurchAnbauoderZubauVergrö-¬
serungen ohne weiters durchgeführt werden können ,so dass jederzeit der
Ausbauauf ein normalesSiedeerhausmöglichist .DieBauaufsichtbeidie -¬
senSiedlerhäusernwirddieGemeindeausüben.DaesGelderderGemeinde
sind ,soll auchdie GemeindedasEigentumsrechtüberdieseWohnstätten
erhalten .Die restlichen sechs Zehntel des Ertrages derWohnbausteuer

sollen nund er Hochbautätigkeit gewidmet werden .Auch dieses Bauprogramm
ist in der Hoffnungerstellt worden ,dass der Bundeinen Anteilleistet .

Die Anzahlder Wohnungenbeträgt 749 ,der Kostenaufwandwurdemit
52. 430,000 . 000Kronenerrechnet .Dadie Gemeindeaber nicht dieGewisshei
hat ,dassderBund 'seineBeitragsleistungerfüllt ,sowurdeeinArbeits-¬
plangeschaffen,dersofortzurDurchführunggelangenwird .Essolldie
Wohnhauskolonieauf der Schmelzumweitere 125 Wohnungenvermehrtwerden
was . 645,000 . 000KronenKostenverursacht .DadurchwirddieserKolonie
nunmehrdasAusseheneinerkleinenStadtgegeben .Ausserdemsollenin
derTriesterstrasse60WohnungenmiteinemKostenerfordernisvon . 2Mil
liardenKronensofortgebautwerden .EinBetragvon . 755 ,197 . 794Kronen
soll für die FertigstellungdesBauprogrammesvomJahre1922bewilligt
werden .Wir glauben ,mit diesen Anträgen das getan zu haben ,wasunbe - ¬
dingt zu geschehenhat ,umdie Arbeitslosigkeit einigermassenzulindern
und auch der furchtbaren Wohnungsnot wenigstens teilweise zubegegnen .

Beiallen diesenBautenwerdenwir einwandfreieWohngelegenheitenschaf-¬
fen ,umso zu dokumentieren ,dass wir die typischen WienerElendswohnun- ¬
genmitder finsterenGangkücheunddeneinenkleinenWohnraumfürdurch
ausunmöglichhalten .UnsereWohnungenwerdenaufjedeminternationalen



dieOffertverhandlungenfürdienotwendigenBauarbeitenbeginnen.(Lebhaf-¬
terBeifall ).

GR.Ullreich(chr-soz.)bezeichnetdenEntwurfalsAbbauderSiedlungs
bewegung.VoreineinhalbJahrenhabendie Siedlerin einer grossenKundge-¬
bungfürdieEinführungderWohnbausteuerdemonstriert ,weilsiederMei-¬
pungwar ,dassdasüberwiegendeErträgnisdieserSteuerihreBestrebungen
zugutekommenwerde.SchondasshurdreiZehnteldesSteuererträgnisses ,
für dieSiedlerreserviertwurden ,hatEnttäuschunghervorgerufen.Nun
scheint es aber ,als ob man ,nachdemder Mohrseine Schuldigkeitgetan
hat ,die Siedlungsbewegungüberhauptlangsamabbauenmöchte .Wohlwird-¬
der Schlüssel vondrei Zehntelwie im Vorjahreauchheuer bei derVertei -¬

lungdesWohnbausteuererträgnissesaufrechterhalten,aberdieBereitstel-¬
lungneuerGeldmittelfür dieSiedlerwirdanBedingungengeknüpft ,die
nichtdieZustimmungderSiedlerfinden.DerwichtigstedieserVorbehalte

nir
die GenossenschaftenEigentümerder Siedlungshäuserundes ist unbe-¬
kannt ,wievielSiedlerdieBedingungenfür denUebergangderHäuserinihr

bevorsie dasHausin Besitznehmenkönnen, schwereOpferfinanzie

verpflichtetsind ,aufsichnehmen. Dadurcherwerben
sie schoneingewissesAnrechtandemHaus .WennnundieGemeindedasEi-¬
gentumsrechtfürsichbeansprucht,sowirdgesagt,dassdadurchderBesitz
desSiedlers ,seinBenützungsrechtnichtberührtwird ,unddassdenGenos-¬
senschaftendie VerwaltungderganzenSiedlungsanlagenverbleibt .Eswird
auchdaraufverwiesen ,dassdie jetzige FormdesEigentumsrechtesdieMög-¬
lichkeit bietet ,dassder Siedlerin ungerechterWeisedieGeldentwertung
für sich benützt ,indemerder Gemeindefür die wertvollerenKronen ,diesie
seinerzeit beigesteuerthat ,nuneinfachschlechtereKronenzurückzahlt
undsounumschränkterEigentümerwerdenkann .Dasgilt aberauchumgekehrt
dieGemeindewürdejetztdieNutzniesserinvonall dem,wasdieGenossen-¬
schaftenfrühermitgutemGelderworbenhaben .UeberdiessinddieGenos-¬
senschaftenjetzt in eineäusserstschweirigeSituationgeraten .Esist
Tatssche,dasdieGemeindedenGenossenschaftennurgeringeBeiträgeüber-¬
wiedernhat.AuchinderAbsicht,zurSiedlerhütteüberzugehen,zeigtsichderGe-¬
dankederEinschränkungderSiedlungsbewegung .ällerdingswirdgesagt ,dass
manzu diesenVerkleinertenBautenspäter zubauenundsie auf diejetzige
NormalgrössederSiedlerhäuserergänzenkann .Ichhaltedasnichtfüröko-¬
nomich,weildienachträglicheBauführungteurerkommenmuss,alsdieAuf-¬
fühgungeinesObjektsaufeinmal ,Manwill ,dassdie SiedlermitZimmer
undKüchevorliebnehmen,währenddieGemeindeinihrenHochbautenalslaüberderGemeindenicht!
steWohnungenZimmer,KücheundKabinettbaut .DabeikannaberderSiedler
keineWohnungnochschwererwechseln ,als jeder andere ,weil sie miteinem
Kleinwirtschaftsbetriebverbundenist .DeshalbmussmandieSiedlerwohnung
anders beurteilan als die nächstbeste MietwohnungimStadtbereich .

WennSie denSiedlernjetzt dasEigentumsrechtvorenthaltenwollen,

senschafterkünftigwissenwerden ,dassalles ,wassie leisten ,nurdazu
dient ,der Gemeindeein billiges Objektin die Handzugeben ,dasssiedann

dieseEinschränkungderFreudeanderSiedlerarbeitistes ,wasmanden
AbbauderSiedlungsbewegungnennenmuss.

GRinKurzbauer(chr.soz.)istmitderAufteilungdesErträgnissesder
WohnungskongressinEhrenbestehenkönnenundschonindieserWochewerdenWohnbausteuernichtganzzufriedenundbeantragtfürHerstellungreparatur-¬

bedürftigerHäuserzweiZehntelausdemErtragderSteueraufzuwenden ,und
nichteinZehntel ,weildamitschongar nichts anzufangensei .

GR. Biber(chr. zoz. )bedauertes ,dassseinerzeitderRatnichtbefolgt
wurde,ausdemEetragderWohnbausteuerauchprivateBaukreditszugewähren
DenKreditnehmernkönntenZinsenundAmortisationszahlungenerleichtert

werden ,dieseZahlungenwärenmitdemallmählichenAbbaudesMieterschutz -¬
gesetzesallmählichzu steigern undschliesslich auf die volle Höhezu
bringen.DieausschliesslicheKreditinanspruchnahmefürSelbstbauzweckeder
GemeindemüssevomvolkswirtschaftlichenStandpunktausbemängeltwerden.
Rednerbespricht dannverschiedeneEinzelheiten des vorliegendenWohnbau-¬
programmsund bezeichnet die Verteilung der Mittel ,wie sie vorgeschlagen

werde ,als ungerechtfertigt.SowerdedieSchmelzbeiderAufteilungoffen-¬
sichtlich bevorzugt ,der ArbeiterbezirkFavoritenhingegensehrstifmütter
lich bedachtundandereBezirkeausserordentlichbenachteiligt .Auchdie

betrifft dasEigentumsrechtandenSiedlerhäusern .HeutesindformalnochGewähnungvonKreditenzurWeiterführungderWohnbautenin Jedlersdorfsei
eineeinseitigeBevorzugungdersozialdemokratischenEisenbahnerorganisati -¬
on ,welchediese Bautenführt .Schliesslich wünschtRedner ,dass dieimnicht alleinpersönlichesEigentumerfüllt haben .Jedenfalls aber müssendie Siedler ,EntwurfvorgesehenenKredite/zurErhaltungvonHäusernverwendetwerden,

denenEinsturzgefahrdroht,sondernfürjeneHäuser,derenEigentümerundler undpersönlicherNaturdurchpersönlicheArbeit ,diesiezuleistenBewohnernichtin derLagesind ,dieReparaturskostenzubestreiten ,Für
diesenZweckwärennichteinZehntel ,sonderndweiZehntelausdemErtrag
derWohnbausteuerzuwidmen.AuchdasbodenständigeGewerbe,dasunter
Arbeitsmangelleidet ,wärebeiderVergebungderBautenkräftigzuunter-¬

stützen .GR.MüllerXII(chr.soz.)wendetsichgegendieVerwendungvonHohlzie-¬
gelnbeidenSiedlungsbauten.DieseVerwendung,dieeineacht-behnprozenttigeErmässigungbedeutet,bewirkt,dassdasHausinzehnbiszwanzigMah-¬
renbaufälligwerdeunddieBewohnerdannwiederobdachlossind .WennMil-¬
liardenausöffentlichenMittelnfürBauzweckeausgegebenwerden,dannmusssolidgebautwerden.

GR.Siegel(Schlusswort):GR.UllreichhatnocheinmaldieBeitragsver-¬
hältnissezwischenBundundGemeindefürdenSiedlungsbauerwähnt.Ich
möchtenocheinmalfeststellen,wasbereitswiederholtfestgestelltwurde:
DieGemeandehatsichverfplichtetdreiZehnteldesErtragesderWohnbau-¬
steuerdenSiedlernzurVerfügungzustellen;dieseVerpflichtunghatsie
eingehalter,jaessinddenSiedlernsogardarüberhinausweitereBeträ-¬
gezugeflossen.BeimBundwaresanders,derBundhatdurchBeschlüsseder
NationaldersammlungvonZeitzuZeitimmerwiederneuerlichMittelzurist
Verfügunggestellterhalten;eraberbeiderVerteilungdieserMittel
derartverfahren,daserwenigstensderGemeindegegenübertrotzdemseine
Verpflichtungennichteinmalerfüllthat.DieGemindehatalsoihreVer-¬
pflichtungengegenüberdenSiedlerneingehalten,derBunddieseinengegen

WasdieFragedesEigentumsrechtesandenSiedlerhäusernbetrifft,sohalteichesfürgerchtfertigt,das,nachdem90ProzentderGelderaus
öffentlichenMittelnfliessen,dasauchinderEigentumsfragezumAusdruck
kommenmuss.Eswärenichtzurechtfertigen,dassdieAllgsmeinheit90%
zudemWerdendiesesEigentumsobjektesbeiträgt,undderjenige,derfor-¬

so wird dadurch zweifellos die Hingabe ,die Opferfreudigkeit und Arbeits -mell Eigentümer wird ,nur 10 %der Herstellungskosten aufgebracht haben

freudederGenossenschaftererschlagen.GlaubenSie,dasswenndiedenos-soll .DabeiwirdjadenSiedlerngarnichtwehgetanwerden,damitden.
GenossenschaftenlangfristigePachtverträgeabgeschlossenwerdenundder
SiedlerindemHauseschaltenundwaltenkann,wiederEigentümer,auch
wennernichtimGrundbuchsteht.LassenSiediesenZustandnureinmal

nochsolcheOpferbringenundsolcheLeistungenvollbringenwerden?Dasy,einhalbesJahrinderPraxisbestandenhabenundkeinSiedlerdenktmehrandasformelleEigentumsrecht !



GR.Ullreichhatunsaufgefordert,offenzusagen,obwirdieSiedlung:

stellen ?IchglaubedieseTatenenthebenunseigentlichallerWorte,aberKurzbauerwirdabgelehnt.
ichwillesdochvondieserStellenocheinmalaussprechen,dasswirdie
Siedlungsbewegungwollenunddasswirin deraubpferungsvollenArbeitersied-¬
ler eine sozialeLeistungerblicken ,die die vollste AnerkennungderGe-¬
samtheitverdient .DasseipesolcheBewegungauchKinderkrankheitendurchzu-¬
machenhat ,ist selbstverständlich,wasaberdenHohlsteinbaubetrifft ,
soüberlasseichdasUrteilüberdessenGütewohldenFachleuten;wirha¬
bendamitgünstigeErfahrungengemacht.

DemAntragKurzbaueraufErhöhungdesAnteiles ,derfürReparaturen
verwendetwerdensoll ,kannichnichtbeipflichten ,weildas ,wasdieser
AntragimAugehat ,auchmitdenbeantragtenzweiZehntelnkeineswegser-¬
reichtwerdenkann .DieWohnbausteuerkannnichtdazudienen ,dieHäuser
allgemeinwiederInstandzusetzen ,weildazuihrganzerErtragnichtan-¬
näherndausreichenwürde.NurbeikatasgrophalenEreignissenkannmit
öffentlichenMittelneingegriffenwerden;fürdienotmaleErhaltungder
Häuserist derInstandhaltungszinsgeschaffenwordenundvieleFachleute
desBaugewerbeserwarten ,dasser in weitem .UmfangezurReparaturder
HäuserundzurBelebungdesBaugewerbesuusreichenwird .AuchdieUnter-¬
stützungderprivatenBautätigkeitdurchKrediteausdenErträgnissender
Wohnbausteuerist ein verfehlterGedanke.Daswürdenichtsanderesbedeu-¬
ten ,alsdieTragungdesverlorenenBauaufwandes;nun ,wenndieGemeine
denverlorenenBauaufwandtragensoll ,danntut sie es nichtfür
ürgendeinenprivatenHausbesitzer ,sondernbesserfür ihre eigenenBauten.

WasdieangeblicheBevorzugungderSchmelzbetrifft ,möchteichfest-¬
stellen ,dasshierkeinerlei,Protektion"vorliegt.FürdieFortsetzungdes
BauesderSchmelzsiedlungsindvielmehrlediglichsachlicheGründemassge-¬
bendzunächstdasdurchdenWeiterausbauderbisheroffeneBaublockBesser
gegendieWetterunbillgeschütztwird ,dannabervorallen ,dasssichdort
bereitseinevollkommenausgebaute.TransportanlagebefindetundallesMa-¬
terialvorhandenist ,dessenHeebeischaffunganandererStelleerstwieder
bedeutendeKostenverursachenwürde .Ebensoist in GrossJedlersdorfvon
einerBevorzugungirgendeinerrotenEisenbahnerorganisationkeaneRede ,da
essichgarnichtumeineEisenbahnerorganisation ,sondernumeineBauge-¬
nossenschafthandelt ,anderenSpitzekeinSozialdemokratsteht .Uebrigens
zeigtauchdie ' ergebungderWohnungen ,die bisherdorterrichtetwurden,

diezweiFünftel,diederBundzuver¬dassderHerrMinisterPauer
geben,nahezuausschliesslichEisenbahnernzugewiesenhat ,währenddieGe-¬
meinde unter ihren drei Fünfteln nur zehn Wohnungenan Eisenbahner ,den Hest tragsleistung zur Arbeitslosenversicherung für ein Jahr gedeckt ohnedem

ansonstigeWohnungsbedürftigezuwies.
neuestensbeliebesMelodiehö-¬Schliesslichhabenwirwiederdierenmüssen.FrüherhabenwirstetseinLiedgehört,daswardasKanalräumee

lied ;dasist jetztlangweiligworden,manhatdahereinneueskomponiert
dasheisst :„Grundstein". .(GR. Biber:Ja ,schönist dasLiednicht !)Dashören
wårjetzt bei jeder Sitzung .Ich will dahernocheinmal ,wieschonsooft ,
ausdenmirvorliegendenMaterialfeststellen,dassder„Grundstein“Arbei-¬
tennurdannerhaltenhat ,wennerdasbilligsteAnbotgestellthatund

dieArbeitenanandereOfferen¬dassin sehrvielenFällen
tenvergebenwurden.Dassöftersder„Grundstein"alsgemeinnützigeUnter-¬
nehmungbilligerseinkonnte ,alsderPrivatunternehmer,hatnichtsmit
ErgendwelcherBevorzugungzutun .DiebisherigenBauarbeitenderGemeinde
sindklaglosgeleistetwordenundwirhoffen ,dassesmitdemWohnbaupm-¬
grammimkommendenJahreebensoseinwird.

DieAnträgedesReferentenwerdensodannangenommen,mitderAbän-¬
bewegung wollen oder nicht .Wenn wir sie nicht wollten ,hätten wir dann derung bei Punkt 7 ,dass der Gemeinde Wien bei diesen Bapten die ihr not - ¬

ein Siedlungsamtder GemeindeWiengeschaffen ,das in den zwei Jahren sei -wendigeerscheindendeBaufufsicht ermöglicht und ihr das ( Mit - )Eigentums-¬
nes Bestandes ausgezeichnete Arbeit geleistet hat ,würde die Gemeinde den recht an den Baiten oder eine entsprechende Sicherstellung ihrer Forderun - ¬

SiedlerndanndieGelderundvorallemdenGrundundBodenzurVerfügunggenaufdemBaurechtderKoloniengewährleistet.DerAbänderungsantrag
GRBreitnerbeantragt,dassfürdieAnfertigungvonDrucksortenfür
ZweckederWohnbausteuereinBetragvonzehnMillionenKronenbe-¬
willigtwerdenmöge.(Angenommen)
GR. Breitnerbeantragt,dassdasderGemeindeWienaufGrundihres
AktienbesitzesanlässlichderAktienkapitalserhöhungderFritz-Pe-¬
tzoldt&Süss. . von140auf200MillionenKronenzustehendeBe-¬
zugsrechtaufjungeAktienbestmöglichstzuverkaufenist .Ferner
solldasderGemeindezustehendeBezugsrechtanaltenAktienanläsä-¬
lichderAktienkapitalserhöhungderAktiengesellsehaft. Ph .Waagner
Biro&Kurzvon52 . 8MilliomenKronenauf 253,4MilliomenKronen,
auf10000StückGratisaktienundderAblösungdesaufdieseAktien
verhältmismässigentfallendenAnteilesderZwangsanleihederGesell-¬
schaftzugestimmtwerden.DasnachBezugderGratisaktiensicherge-¬
bendeBezugsrechtderGemeindeWienaufjungeAktienistbestmöglich
zuverkaufen.
GR. Zimmerl(chr.aoz. )verweistaufdieVerhandlungenzwischenden

GemeindenundderRegierungwegenBeitragsleistungderGemeindenzurAr-¬
beitslosenunterstützung.Hiebeiist vondenVertreternderGemeinden,ins-¬
besonderederStadtWienerklärtworden,dasssiefürdieseneuenAusgaben
keineBedeckunghabenundsohingezwungenseinwerden,dieFürsorgeabga-¬
bezuerhöhen.SeinerzeithabederFinanzreferentBreitnerselbstanerkang
dasseineErhöhungderFürsorgeabgabenursehrschwerdenkbarwäre ,weil
IndustrieundVewerbeschonausserordentlichbelastetseien .DieGemeinde
sollte dahereineandreEinnahmsquelleerschliessenunddieMehrlasten,
dieihrausderBeitragsleistungzurArbeitslosenversicherungerwachsen,nichttragenzukönnen.Hierhandelteshich/umeine dauerndeBelastung,daja
machmenschlicherVoraussichtdieArbeitslosigkeitimgegenwärtigenUmfange
nur als eine vorübergehendeErscheinunggewertetwerdenkönne .Ausdie - ¬semGrundeseiesnichtnotwendig,dieFürsorgeabgabezuerhöhenundda¬
durchderIndustrieunddemGewerbedauerndeMehrlastenaufzubürden.Vlel-¬
mehrkönntedieGemeindeausderVeräusserungvonBezugsrechtenundaus
demeventuellenVerkaufvonAktienmiteinemSchlagegrosseSummenerzie-¬
len .WennwirnureinenTeilderAktienabstossen ,soist esganzleicht
möglich ,dass 15 bis 20 Milliarden mobil gemacht werden .Da nun die Bei¬

tragsleistungderGemeindezurArbeitslosenversicherungsichaufMonatlich
zweiMilliardenstellenwürde ,so wäreausdenerwähntenSummendieBei¬

GewerbeundderIndustrieneueLastenaufzubürden.AusdiesemGrundestel¬
leRednerdenAntrag,dieseit1 .Jänner.1923ausdemVerkaufvonAktien-¬
bezugsrechtenbereitsvereinnahmtenundweiterhineingehendenPeträge
sindaufeineneuzueröffneneRubrikBeitragfürArbeitslosenunterstüt-¬
zung “zuverrechnen.DerFinanzausschusswirdermächtigt ,einenTeildes
AktienbesitzesderGemeindebestmöglichstzuveräussern.Dieüberdensei-¬
nerzeitigenAnschaffungspreiserzieltenUeberpreisesindgleichfallsin
dieser Rubrikzu verrechnen .Dievonder GemeindeWienfür dieArbeitslo¬

senunterstützungenzuleistendenBeiträgesindzuLastenderobigenRubrik
zuverrechnen.



StR.Breitner(Schlusswort):DieMinoritäthatdenVerkaufdiesesAk-¬

durchausnichtaus .Zunächstmussfestgestelltwerden,dassdieGemeinde-¬
verwaltungdieunbedingteNotwendigkeitdersofortigenErhöhungderder-¬
LandundGemeindebisherzu keinerBeitragsleistungverpflichtet .Unge-¬
achtetdereigenenschwerenfinanziellenSorgen,diegeradedurchdieIn-¬

kommenbereit,eineneueLastaufunszunehmen.Waswiraberuntergar
keinerBedingungzulassenkönnen ,ist ,dassderBunddasElendderAr-¬
beitslosendazubenützt,umeingutesGeschäftzumachenundinHinkunft
nochwenigerzubezahlen,alserbesherfürdieArbeitslosenleistet.
SofernedieArbeiterundUnternehmer,wozusiesichjaschonbereiter-¬
klärt haben ,80 %derkünftigenerhöhtenArbeitslosenunterstützungbezah-¬
lenundderBundjene14. 000Kwöchentlichzahlt,dieerschonbisherge¬
leistethat ,soistdieGemeindegewillt,allegrundsätzlichenBedenkænzuvonachtaltenSasmotoren(ReferentGRezser),dieHaftungserklärungfür
rückzustellenunddiedannnochverbleibendeDifferenz ausGemeindemit-¬
telnbeizustellen.Dasist einBetragven . 472Kwöchentlichfürjeden
Arbeitslesen,dadiechristlichsozialeRegierungnichtgewilltist ,den
weitergehendenAntragderSozieldemokratenanzunehmenunddenArbeitslo-¬
sendiewirklichnotwendigeHilfezugewähren.Immerhinbedeutetauchdie-¬
seleistung für die Gemeinde ,wennder Stand der Arbeitslosen mit100. 000

serBetragkannnatürlichnichtausdemVerkaufevonaktiengedecktwer-¬

tiengesitz,manbrauchtnurandieAlpinenMontanpaierezudenken,diegetsergebenhaben,wobeidieInteressensowohhderGemeinde,alsder
einenWertvonvielenMilliardendarstellen,veräussert,umseinenVer-SchulwarteberücksichtigtundzueinemAusgleichegebrachtwurden.pflichtungengegenüberdenerbeitslosenzuerfüllen.Esmussfestgestellt

undeinenErfolgnicht bringenwerden .DerBundsuchtseine Lastenganzdecktin denWintermonatendenBedarfgewissnicht ,übertrifft ihnaber

einfachaufdieLänderundGemeindenzuüberwälzen,wassicherlichnichtMöglicherWeiseindenSommermonaten.BaherwärebeieinerNeuregelung

daraus,dassdieErhöhungderFürsorgeabgabeimgegenwärtigenAugenblick
einetiefbedauerlicheMassnahmeist .WirhabenunsmitgrössterAnstren-¬
gungbemüht,einenVoranschlagzumachen,derkeineneuenSteuernoder
Steuererhöhungenenthält:DieserErfolglässtoffenbarHerrnDr.Kienböck
nichtschlafen,weshalbersichbemüht,derGemeindeneueLastenzuzu-¬

schieberundunsaufdieseårtzuneuenSteuererhöhungenzwingt.Wenner
nichtdiesepolitischenAbsichtenverfolgenwürde,könntemansichnicht
vorstellen,dassersichgeradediesenAugenblickaussüchtmumvorallen
derGemeindeWieneineZahlungaufzubüreden,vondersiebisherbefreit
war.Eskannhierganzaffiziellmitgeteiltwerden,dassdieGemeindeWien
inDezmmber1922anFürsorgeabgabeum.004,000,000Kwenigereingenom-

menhatalsimNovember.DabadsindaberArbeitslosigkeitundKurzsarbeit
tienbezugsrechtesdazubenützt ,umdieFragederArbeitslosenunterstützungseithergewachsenundesmussmiteinemnochgrösserenAusfallgerechnet
und des Beitrages der Gemeinde zu besprechen .Wir weichen einer Erörterung werden .Als Finanzreferent kann ich die bindende Erklärung abgeben ,dass

wirdieErhöhungderFürsorgeabgabetrotzdemnuraufdasallernotwendigste
Mindestmassbeschränkenwerden.DieindieOeffentlichkeitgelangtenZah-¬

zeitigenunzulänglichenArbeitslosenunterstützunganerkennt.Wienwaralslenvon1bis2%entsprechennichtdenTatsachen.Wirhoffen,vielmehrzu-¬
versichtlich ,dasse durchausmöglichseinwird ,miteinervielgerin-¬
gerenErhöhungdasAuslangenzufinden .EinZweifeldarfaberallerdingsdustrickriseeine ausserordentlicheVerschärfungerfahren ,sind wirvoll -nicht bestehen ,dassZugumZugmitder AuferlegungderVerpflichtung

0

Arbeitslosenunterstützungzuleisten ,entsprechendrseitAnbeginnunserer
VerwaltunggeübtenMethodewirauchfüreineBedeckungSorgetragen ,und
dieentsprechendenVorlageneinbringenwerden .(LebhafterBeifall).

BeiderAbstimmungwerdendieReferentenanträgeangenommen,während-¬
derAntragZimmerlmitdenStimmenderChristlichsozialeninderMinder-¬heitbleibt .

OhneDebatteangenommenwerdendreiVorlagenbetreffenddenVerkauf
dieVerzehrungssteuerdesBrauhauses(ReferentGR.Rausnitz)unddieSyste-¬
misierungeinerneuenBetriebsbeamtenstellebeidenElektrizitätswerken(ReferentStR .Speiser).

StR .SpeiserreferiertüberdieNeuregelungderReinigungspflichtder
Schulwarte.EswirdwiederdasystemdersechsPflichtklasseneingeführt
undgleichzeitigdieZulagenfürdieReinigungderLehrräume,fürdie

angenommenwird,eineAusgabevon347MillionenKronenwöchentlich.Die-ReinigungderFensterundTüren,fürdasEinlassenderFussbodenundfür
dieHauswartung ,teilsaufdas20fache,teilsaufdas15facheabSeptem¬den.EswäreeinnichtzurechtfertigenderLeichtsinneinedauerndeundberrückwirkenderhöht.DagegenhabendieSchulwarteab1 .JännerdieVer-¬immervorkommendeAusgsbenichtauchdurcheinedauerndeEinnahmezube -Pflichtungübernommen,fürdiebisherunentgeltlichbeigestelltenBrenn-¬

decken.Wennwirauchhoffen,dassesnicht100.000Arbeitsloseunsunge-materialienundBeleuchtungeinmonatlichesFauschalevon80,000Kandie
setztgebenwird,unterliegtesgerkeinemZweifel,dasseinekleinereGemeindezuentrichten.DieswurdeimEinvernehmenmitderPersonalvertre-¬
odergrössereZahlvonArbeitsloseninWienimmervorhandenseinwird,tungfestgesetzt,dadurchverringertsich,dasinAussichtgenommendeJah-¬DieGemeindensollenjanichtverpflichtetwerden,nurvorübergehendzureserfordernisfürdiesePostvonzweiMilliardenauf605Millionen,so
zahlen,sondernsollenimSinnedesGesetzesdiesimmertunmüssen.EsdassderMehraufwand,derderGemeindeausderErhöhungderGebührenundmussdaher auch für eine dauernde fortlaufende Einnahmegesorgt werden .Zulagen erwächst ,150 Millionen im Jahr beträgt .Diese Regelungist eine

MitvielmehrRechtkönntevomBundverlangtwerden,dasserseinenAk-derTassnahmen,diesichimeugederErsparungeninnerhalbdesFersnalbud-¬

GRin.Waäter(chr.soz.):ImAllgemeinenhabendieSchulwartedurchdie
werden,dassjeneSanierungsmethoden,diejetztderBundunseNeuregelungnichtsverloren,ehereinenallerdingsunbeträchtlichenBe-¬derchristlichsozialeFinanzministeranwenden,sehrproblematischsindtraggewonnen.DasPauschalevon80. 000KfürBeleuchtungundBeheizung

zukeinerGesundungdesBundes,sondernzumZusammenbruchderLänderunddiesesPauschaleseineUnterscheidungzwischenWinterundSommermonaten
GemeindenunddamitauchdesBundesführenmuss.WirmachengarkeinHehlzumachen.DieReinigungderSchulhäuserlässtausserordentlichvielzu

wünschenübrig .DiegründlicheReinigung,diefrüherfünfmalimJahrdurch-¬
geführtwurdeerfolgtjetztnurmehrzweimal.Rednerinwünscht,dasbeidernächstenRegelungderReinigungsverschriftendiecahlder

ReinigungenaufmindestensvierimJahreerhöhtwerdensoll.



GR.Preyer(chr,sez. )besprichtdieeinzelnenGebühren,derenAusmasserhöhtwurdeundfragt ,wasdieSchulwartebekommen,woes sichummehrzimmer
als sechsKlassen/handelt.DiejetzigeMehrheithatseinerzeitimmerge¬
gendasSystemdieserPflich zimmerStellung genommen.Jetzt kehrer
SiezuderseinerzeitvonIhnenbekämpftenEinführungzurück.Wenndie
SchulwartezudemMonatspauschalevon80. 000KronennochdieWohnbausteuer
zahlen müssen ,so werden sie aus der Neuregelung derReinigungsgebühren

nichtnurnichtserübrigen,sonderndraufzahlen.DurchdieVorlagewer-¬
dealsodieInteressenderSchulwartenichtgewahrt,dondernreinfis-¬
kalische Interessen vertreten .

DerReferenterklärtin seinemSchlusswort,gegenüberderGemeinde
rätinWalter,dassdieSchulwartesichselbstfürdiegleichbleibende:
Pauschalsummevon80. 000Kentschiedenhaben.DieseSummefürPeheizung
undBeleuchtungseidurchausnichthochbemessen,eswärejederAngestell
tefrch ,wennerfürsolcheAufwendungennur80. 000Kmonatlichzulei-¬
stenhätte .BezüglichderReinigungwerdedaraufgesehenwerden,dasssie
anstandslosundsorgfältigvorgenommenwird ,undHankderPflichttreue
derSchulwartekönnemanauchruhigdamitrechnen,dasssieihreOblie-.
genheitenklagloserfüllenwerden.WennderGR.Preyersowarmfürdie
Schulwartejetzteintritt ,undeinebesondereErhöhungihrerBezügever-¬

langt ,somüssemansichnurwundern,dasser währendder20Jahreder
christlichsozialenVerwaltungsolcheForderungenimGemeinderatenicht
mitNachdruckderKostenundaufihreVerwirklichunghingearbeitethat.
Gegendie LeistungderWohnbausteuerwerdendie Schulwartesicherlich

Pewohner dieser StadtkeinenEinsprucherheben ,dennes sei eineSteuer ,diealle/leisten
müssen.DaswarmeEintretendesGRPreyerfürdieInteressenderSchul-¬
wartesenzuverstehen,wennmanbedenkt,dassindennächstenTageneine
Personalvertretungswahlstattfindet.AugenscheinlichistseineRededazu

werdebestimmt ,für diese WahlgewisseWirkungenzu erzielen .Manjaaus
demAusgangeder Wahlenerfahren ,ob die Schulwarte ,die unterder

frühernMehrheitgeknechteteundrechtloseSchuldienerwaren,undaus
WahlzutreibernjetztzufreienMenschengewordensind,fürdieAgitstions
rededesGR. PreyerdasnötigeVerständnisaufbringenwerden.

DieVorlagewirdsodannangenommen.
OhneDebattewerdennachdemReferstedesGR.SpeiserdieAnträge

aufeinenZuschusskreditvon227MillionenfürRemunerationen ,diemo¬
natlicheFöüssigmachungderRemunerationfürdenevangelischenReligions-¬
unterrichtim21.BezirkundderZuschusskreditfürdenLehrerpensionsfond
wn60MillionenKronenangenommen.

GRTäubler(Soz. Dem. )legtdenVoranschlagdesWienerFortbildungs
schulfondesfürdasJahr1923miteinemErfordernisvonmehrals21Mil-¬
liardenvorundersuchtumdieGenehmigung.

StR .Rummelhardt( chrson . )DerReferemtuntersgheidet Ausgabenfür
sphul

Fondsschulwesenundfür das Genossenschaftgwesen ,MeineParteisteht
auf demStandpunkt ,dagdie Genossenschaftsschulenüberhaupt

gegenwähigennicht mehrin den/Rahmenpassen und es wird Sache einesneuen
Fortbildungssghulgesetzessein ,ebensowiefür dieGremialschule
der KaufmannschaftdenGenossenschaftsschulenEinnahmenimGesstzes
wegezuschaffen .WennderVoranschlagmitapodiktischerSicherheit
eineStaatssubventionin derHöheeineswollenDrittelsdesErfor

dernissesannimmt ,so ist das etwasleichtsinnig .Dennder Staatist
zu dieser Sugventionnicht verpflichtet ,sie ist einefreiwillige
undwennderStaatsie leistensoll ,mässtewohlderFortbildungs-¬
schulrat lie Bedingungenrestlos erfüllen ,die schon früher vonden
Ministerien an diese Sutvention geknüpft wurden ,nämlich daßder

BefragungFortbeldungsschulratohne des Bundesund dergesetzli

chenwrienkeineNeuanstellungenundkeineErhöhungderBezüge
vornt mendarf .In dieser Hinsichthat sich in derMollardgasse

in der
gerad zu eine Satrapie herausgebildet ,GR .Täublerabsolut
herrscht .Dawerden,selbstohneBeschlussdesPlänums,durcheine

einfacheAmtskurrendewichtigePersonalberänderungendurchgeführt ,Be-¬
amte ihres Postens enthoben ,da gibt es einen Abbauohne Gesetz .Ich
warneSie durchsolcheDingedenBundherauszufordern ,dass er aufsei -¬
nemScheinbestehtunddenFortbildungsschulratdieSubventionentzieht.
WennwirtrotzdiesesZuständefürdenVoranschlagstimmen,sogeschieht
es imInteressedeswenigenguten ,wasjetzt ausdemGebietedesFort-¬
bildungssalwesengeleistetwird.

GRanosch( chr .soz . )wünschtdieWiedereinführungvonKontroll-¬
büchern,esdemTehrherrnermöglichen,zukonstatieren,ohderLehr-¬
lingwirklchdieSchulebesuche .InderSchulewerdenochimmerviel
VerhetzunggetriebenundderFortbildungsschulratscheineseineAutori¬
tätävollständigeingebüsstzuhaben.Erstkürzlichstwurdeeineausge-¬
sprochenpolitischeAgitationfürdenBesucheinesSchülerrätekongres-¬
sesentfaltet .

GR.Täubler(Schlusswort)GegendenVoranschlagist vonkeiner
SeiteeineEinwendunggemachtworden,waserfreulicherweisezeig,dass
dieNotwendigkeitderFortbildungsschuleallseitsanerkanntwirdSchon
inallerkürzesterZeitwirddasneueFortbildungsschulgesetzberaen
werdendaauchdiezustimmendeAeusserungderMinisteriumbereitsanden
Fortbildungsschulratgelangtsind .WirhabenfürdieSubventiondesBun-¬
deskeinegesetzlicheGrundlage,aberwirkönnennkchtannhemen,dassder
BundjetztwenigerInteresseanderFortbildungsschulenehmenwerde,
als früher .Würdeder Bunddiese Subventionnicht leisten ,dannmüssten
natürlichauchdie Gewerbetreitendenstärker beihstetwerden.

DieAnträgedesReferentenwerdenhieruafangenommen.
GR.WeberbeantragtdieBewilligungeinesMehrerfordernissesvonämter

26722. 000KronenfürdieKostenderMiet.(Angenommen)
DieSitzungwirdsodanngeschlossen.
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